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L Allgemeines 

Die Wiederherstellung Österreichs am 27. April 
1945 hat das Problem aufgeworfen, ob die Personen, 
die bei der Eingliederung Österreichs am 13, März 
1938 Österreicher waren und an diesem Tage deut- 
sche Staatsangehörige wurden, sowie die Personen, 
die in der Zeit von 1938 bis 1945 ihre Staatsange- 
hörigkeit von ihnen abgeleitet haben, deutsche 
Staatsangehörige geblieben sind. 

Die Staatsangehörigkeitshehörden der süddeut- 
schen Länder haben den Fortbestand der auf der 
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Staatsangehörigkeit immer verneint. Die gleiche 
Auffassung hat der Bundesminister des Innern von 
Anfang an vertreten. Die Staatsangehörigkeits- 
behörden der nord- und westdeutsdien Länder 
haben zunächst die in Deutschland verbliebenen An- 
gehörigen des umstrittenen Personenkreises als 
deutsche Staatsangehörige behandelt, ihren Stand- 
punkt aber 1951 geändert; seitdem ist die Praxis im 
ganzen Bundesgebiet und im Lande Berlin einheit- 
lich. 

Die Verwaltungsgerichte haben überwiegend die 
gegenteilige Meinung vertreten. Das Bundesverwal- 
tungsgericht hat in zwei viel beachteten Entschei- 
dungen vom 30. Oktober 1954 ausgeführt, daß „ge- 
bürtige Österreicher, die im Zeitpunkt der Wieder- 
errichtung der Republik Österreich im Gebiet der 
jetzigen Bundesrepublik Deutschland lebten und 
hier geblieben sind“, die deutsche Staatsangehörig- 
keit trotz der Wiederherstellung Österreichs behal- 
ten haben. 

Die Unterschiedlichkeit der Auffassungen beruht 
auf einer unterschiedlichen Beurteilung der völker- 
rechtlichen Grundsätze. Während die gesamte 
innere Verwaltung der Überzeugung ist, daß die 
staatsangehörigkeitsrechtlichen Folgen der Wieder- 
herauslösung eines einem anderen Staat einverleibt 
gewesenen Staates — ein Tatbestand, der nicht ver- 


wechselt werden darf mit der Abtretung eines nicht 
selbständig gewesenen Teils eines Staatsangehörig- 
keitsgebietes — durch das Völkerrecht in dem Sinne 
geregelt sind, daß die von der Einverleibung betrof- 
fene Bevölkerung die Staatsangehörigkeit des wie- 
derhcrgestcllten Staates erhält und die des anderen 
Staates verliert, haben die Verwaltungsgerichte die 
Existenz einschlägigen Völkerrechts verneint. 

Das Problem, ob einschlägiges Völkerrecht exi- 
stiert oder nicht, bietet zweifellos Schwierigkeiten; 
denn das Völkerrecht ist nicht kodifiziert, und als 
Rechtsquelle müssen neben der meistens ebenfalls 
schwer feststellbaren Übung der Völker die dem 
Völkerrecht immanenten Grundprinzipien berück- 
sichtigt werden. 

Aus dieser Erwägung heraus hat der Entwurf sich 
die Aufgabe gesetzt, eine Lösung zu finden, die beide 
Meinungen möglichst weitgehend berücksichtigt. Er 
versucht, dieses Ziel zu erreichen, indem er zwar 
das Erlöschen der auf der Eingliederung Österreichs 
beruhenden deutschen Staatsangehörigkeit mit Ab- 
lauf des 26. April 1945 feststellt, gleichzeitig aber 
dem Personenkreis, für den das Bundesverwaltungs- 
gericht — übrigens vorbehaltlich eines von ihm 
selbst angeregten Gesetzes — den Fortbestand der 
deutschen Staatsangehörigkeit anerkennt, die Mög- 
lichkeit eröffnet, sie durch einseitige Erklärung mit 
Wirkung auf den Zeitpunkt ihres Erlöschens wieder- 
zuerwerben. Eine solche Erklärung ist schon des- 
wegen unerläßlich, weil es auch unter den in 
Deutschland verbliebenen Personen, die auf Grund 
der Eingliederung Österreichs deutsche Staatsange- 
hörige gewesen sind, solche gibt, die es nicht blei- 
ben wollten. 

In den mit dem Entvv^urf befaßten Ausschüssen 
des Bundestages sind Bedenken gegen die Verfas- 
suiigsmäßigkeit der vorgeschlagenen Regelung laut- 
geworden. Man glaubte, daß der Entwurf mit Art. 16 
Abs. 1 GG nicht vereinbar sei. Art. 16 Abs. 1 verbietet 
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in seinem Satz 1 jede Aberkennung der deutschen 
Staatsangehörigkeit und setzt in seinem Satz 2 dem 
Gesetzgeber, der an einen bestimmten Tatbestand 
den Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 
knüpfen will, die Schranke, daß keiner, der den 
Verlusttatbestand erfüllt, dadurch gegen seinen 
Willen staatenlos werden dürfe. 

Das genannte verfassungsrechtliche Problem 
taucht allerdings nur für den auf, der vom Fort- 
bestand der durch die Eingliederung Österreichs 
erworbenen deutschen Staatsangehörigkeit ausgeht. 
Nach der anderen Meinung besteht diese Staatsange- 
hörigkeit schon seit April 1945 nicht mehr, kann 
also durch das Gesetz in ihrem Bestände nicht be- 
troffen v/erden. Da es sich aber bei der ersterwähn- 
ten Auffassung nicht um einen vereinzelt vertre- 
tenen Standpunkt handelt, sondern um die 
Meinung mehrerer Verwaltungsgerichte und des 
Bundesverwaltungsgerichts, haben der federfüh- 
rende Ausschuß und der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht sich eingehend mit der Frage 
befaßt und geprüft, ob die vorgeschlagene Rege- 
lung auch vom Standpunkt des Bundesverwaltungs- 
gerichts aus mit Art. 16 Abs. 1 GG vereinbar ist. 
Dabei kam die Mehrheit zu folgendem Ergebnis: 

Abs. 1 Satz 1 des Art. 16 ist als Reaktion auf 
die Verhältnisse des nationalsozialistischen Staates 
entstanden. Er wollte Gesetze, wie sie seinerzeit 
zur Ausbürgerung der rassisch und politisch Ver- 
folgten ergangen sind, von Verfassungs wegen un- 
tersagen. Doch erklärt sich diese Vorschrift nicht 
allein aus der Reaktion auf jene nationalsozialisti- 
schen Maßnahmen; sie entspricht vielmehr der 
allgemeinen Einstellung des Grundgesetzes zur 
menschlichen Würde und zu den Menschenrechten 
und richtet sich daher gegen Diskriminierung ein- 
zelner Personen wie ganzer Personengruppen. Nie- 
mand wird behaupten wollen, der vorliegende 
Gesetzentwurf ziele auf eine Diskriminierung der 
von ihm betroffenen Personen ab. Satz 1 kann 
daher nicht anwendbar sein. 

Satz 2 andererseits betrifft nur die Fälle, in 
denen bei Verwirklichung abstrakt bestimmter 
Tatbestände in der Zukunft automatisch der Ver- 
lust der deutschen Staatsangehörigkeit eintritt. Da 
der vorliegende Entwurf die Beendigung der deut- 
schen Staatsangehörigkeit nicht an die Verwirk- 
lichung abstrakt bestimmter Tatbestände in der 
Zukunft knüpft, sondern sie — die Auffassung des 
Bundesverwaltungsgerichts unterstellt — unmit- 
telbar verfügt, kann auch Satz 2 nicht einschlägig 
sein. 

Art. 16 Abs. 1 GG ist hier also überhaupt nicht 
anwendbar. Die Erklärung liegt darin, daß diese 
Vorschrift völkerrechtliche Tatbestände, wie sie 
den Gegenstand des vorliegenden Entwurfs bilden, 
nicht regeln wollte. Wenn darüber in den Verhand- 
lungen des Parlamentarischen Rates nicht gespro- 
chen worden ist, so darf daraus entnommen wer- 
den, daß auch nach Auffassung des Parlamen- 
tarischen Rates Völkerrechtliche Tatbestände nicht 
über Art. 16 Abs. 1 GG zu lösen sind. Würde Art. 16 


Abs. 1 GG auch für völkerrechtliche Tatbestände 
verbindlich sein, so wäre jeder Weg versperrt, die 
deutsche Staatsangehörigkeit der in Österreich 
lebenden Österreicher zu regeln. Eine solche Rege- 
lung ist aber unumgänglich, wenn man sich auf 
den Standpunkt des Bundesverwaltungsgerichts 
stellt, daß die auf der Eingliederung Österreichs 
beruhende deutsche Staatsangehörigkeit nicht schon 
durch die Desannexion untergegangen ist. Ein Aus- 
weg ergäbe sich nur, wenn eine allgemeine Regel 
des Völkerrechts die in Österreich lebenden „An- 
schluß“ -Deutschen anders behandelt hätte als die 
„Anschluß“-Deutschen außerhalb Österreichs. Eine 
solche allgemeine Regel des Völkerrechts konnte 
bisher nicht nachgewiesen werden. 

Es kann sich also bei der Regelung völkerrecht- 
licher Tatbestände im Bereich des Staatsangehörig- 
keitsrechts nur um ein aliud handeln, das nicht 
unter Art. 16 Abs. 1 GG fällt. 

Die Überzeugung der Mehrheit, daß der Ent- 
wurf in keinem Falle verfassungswidrig sei, wurde 
auch auf Art. 25 GG gestützt, wonach die allge- 
meinen Regeln des Völkerrechts den Gesetzen — 
auch den Vorschriften des Grundgesetzes selbst — 
Vorgehen und Rechte und Pflichten unmittelbar 
gegenüber dem einzelnen erzeugen. Es ist im Völ- 
kerrecht anerkannt, daß in Fällen eines Gebiets- 
hoheitswechsels die Staatsangehörigkeit der davon 
betroffenen Bevölkerung durch Staatsverträge der 
beteiligten Regierungen geregelt werden kann. 
Diese Regel ginge auch Art. 16 Abs. 1 GG vor, 
wenn diese Vorschrift an sich anwendbar wäre. 
Gleiches muß für eine innerstaatliche Gesetzgebung 
gelten, wenn dieser Weg im Einvernehmen der 
beteiligten Staaten beschritten wird. 

Im Gegensatz zu dieser Meinung hielt die Min- 
derheit den Art. 16 Abs. 1 GG für einschlägig. 
Nach ihrer Entstehungsgeschichte sei diese Ver- 
fassungsbestimmung eng auszulegen. Durch die 
Streichung des Wortes „willkürlich“ in Satz 1 habe 
noch besonders betont werden sollen, daß keine 
Ausnahme von diesem Verbot zulässig sei. Daher 
müsse man, selbst wenn der Grundgesetzgeber an 
völkerrechtliche Tatbestände wie die Wiederher- 
stellung Österreichs nicht gedacht haben sollte, von 
dem Wortlaut des Art. 16 ausgehen, der jede Form 
der Entziehung der Staatsangehörigkeit gegen den 
Willen des Betroffenen ausschließe und auch den 
Gesetzgeber binde. Der Kommentar von Mangoldt 
führe hierzu aus, weder dürfe in Zukunft die Ver- 
waltung einen Deutschen ausbürgern noch dürfe 
der Gesetzgeber das tun oder die Verwaltung dazu 
ermächtigen. Die Bundesregierung sei daher auch 
gehindert, bei Regelung der Folgen eines Gebiets- 
hoheitswechsels Verträge, die eine Entziehung der 
deutschen Staatsangehörigkeit zum Gegenstände 
hätten, abzuschließen, soweit der Wille der Be- 
troffenen entgegen stehe. Bei den früheren „An- 
schluß“-Deutschen, die in Österreich verblieben 
.sind, könne man darin das konkludent geäußerte 
Einverständnis mit dem Verlust der deutschen 
Staatsangehörigkeit sehen. Bezüglich der Personen, 
die ihren dauernden Aufenthalt in Deutschland 



behalten haben, müsse da^^egen davon ausgegangen 
werden, daß sie deutsche Staatsangehörige bleiben 
wollten, es sei denn, daß der einzelne einen gegen- 
teiligen Willen kundgetan habe. Die im vorliegen- 
den Entwurf vorgeschlagene Regelung sei daher 
mit Art. 16 GG nicht vereinbar. 

Die Minderheit war ferner der Auffassung, daß 
§ 1 des Gesetzentwurfs auf insofern einen Ver- 
stoß gegen das Grundgesetz enthalte, als er den 
Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit mit 
Rückwirkung auf den 27. April 1945 eintreten 
lasse. Rückwirkende Gesetze seien schlechthin un- 
zulässig, soweit die Rückwirkung für die Betrof- 
fenen eine Beschwer mit sich bringe. Nach der 
Meinung der Mehrheit ist dieses Bedenken unbe- 
gründet. Die Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts (BVerfGE 1/280 und 2/266) geht 
dahin, daß rückwirkende Gesetze grundsätzlich zu- 
lässig seien. Die Grenzen der Rückwirkung könn- 
ten „etwa dort gesehen werden, wo ein Gesetz 
rückwirkende Eingriffe in Rechte oder Rechtslagen 
des Staatsbürgers vornimmt, mit denen dieser in 
dem Zeitpunkt, von dem ab sie nun gelten sollen, 
nicht rechnen konnte und die er also bei einer ver- 
ständigen Vorausschau im privaten und beruflichen 
Bereich nicht zu berücksichtigen brauchte.“ Ange- 
sichts der Verwaltungspraxis mußten die Beteilig- 
ten mit einer Regelung rechnen, die ihre deutsche 
Staatsangehörigkeit für mit dem Zeitpunkt der 
Desannexion beendet erklärt. 

Im Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht haben sich die Vertreter der Minderheit spä- 
ter insofern der Meinung der Mehrheit angeschlos- 
sen, als sie ihre Bedenken gegen § 1 des Gesetz- 
entwurfs faiienließen. 

I^urz danach hat das 

sich im Rahmen einer Verfassungsbeschwerde mit 
der Frage befassen müssen, ob und gegebenenfalls 
in welchem Umfange die Wiederherstellung Öster- 
reichs den Untergang der auf der Eingliederung 
beruhenden deutschen Staatsangehörigkeit zur 
Folge gehabt hat. In seinem Urteil vom 9. Novem- 
ber 1955 (1 BvR 284/54) hat es unter ausdrücklicher 
Abstandnahme von der durch das Bundesverwal- 
tungsgericht vertretenen Ansicht dargelegt, die 
Würdigung der politisch-historischen Zusammen- 
hänge und die Interpretation des Verhaltens 
der Beteiligten bei der Wiederherstellung der Re- 
publik Österreich zwängen zu dem Schlüsse, daß 
alle ehemaligen Österreicher die beim „Anschluß“ 
erworbene deutsche Staatsangehörigkeit durch die 
Wiedererrichtung der Bundesrepublik Österreich 
ipso facto wieder verloren haben. Es handele sich 
um einen besonders gearteten Fall der Staaten- 
sukzession, einen Akt der Wiederherstellung des 
Status quo ante. Aus ihm ergebe sich folgerecht, 
daß dem in seinen alten Grenzen wiedererrichteten 
Staat Österreich sein früheres Staatsvolk nicht vor- 
enthalten werden dürfe. Daraus folge aber weiter, 
daß die zu diesem Staatsvolk gehörenden Personen 
vom Tage der Neubildung des österreichischen 
Staates an — gleichgültig, wo sie sich am Tage 
der Unabhängigkeitserklärung Österreichs auf hiel- 


ten — nicht mehr von Deutschland als Staatsange- 
hörige in Anspruch genommen werden dürfen, mit- 
hin von diesem Tag an die deutsche Staatsange- 
hörigkeit verloren haben müssen. 

Selbst wenn diesem Urteil ebensowenig bin- 
dende Wirkung über den Einzelfall hinaus zukorn- 
men sollte wie den gegenteiligen Urteilen des Bun- 
desverwaltungsgerichts, hielten es der Ausschuß 
für Rcchtswesen und Verfassungsrecht sowie der 
Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Ver- 
waltung für zweckmäßig, von der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts auszugehen, weil sie 
ergebe, daß das Bundesverfassungsgericht die dem 
Gesetzentwurf zugrunde liegende Rechtsüberzeu- 
gung teilt, der Gesetzentwurf also von der hierfür 
ausschlaggebenden Instanz für verfassungsgemäß 
gehalten wird. 

Die Zuständigkeit des Bundes ist nach Art. 73 
Nr. 2 GG gegeben; die Zustimmung des Bundes- 
rates ist nach Ari. 84 Abs. 1 GG erforderlich. 


II. Im einzelnen 

Überschrift 

Gemäß dem Vorschlag des Bundesrates hat der 
federführende Ausschuß die Gesetzesüberschrift 
geändert; sie soll lauten: „Zweites Gesetz zur Re- 
gelung von Fragen der Staatsangehörigkeit“. 

Präambel 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung und der Ausschuß für auswärtige An- 
gelegenheiten haben beschlossen, den Satz 1 der 
Präambel wie folgt zu fassen: „Es wird festgestellt, 
daß “. Damit soll der deklaratorische Cha- 

rakter dieses Satzes unterstrichen werden. 

Die Formulierung verstößt nicht gegen den 
Grundsatz der Gewaitenteilung und schließt die 
verfassungsgerichtliche Nachprüfung nicht aus. 
Eine Präambel enthält üblicherweise keine Rechts- 
sätze, keine authentische Gesetzesauslegung. Auch 
diese Präambel will lediglich den Beweggrund für 
die gesetzliche Regelung kundtun. 

Zu § 1 Satz 2 

Es wird auf die grundsätzlichen Ausführungen 
unter „I. Allgemeines“ verwiesen. 

Der Bundesrat hat die uneingeschränkte Inbe- 
zugnahme der Verordnung vom 3. Juli 1938 ge- 
wünscht und daher die Streichung der Worte „§§ 1, 
3 und 4“ vorgeschlagen. Geschähe dies, würde auch 
die deutsche Staatsangehörigkeit der Personen er- 
loschen sein, die unter § 2 der Verordnung fallen, 
nämlich die früheren Österreicher, die am 13. März 
1938 staatenlos waren, weil sie von Österreich zwi- 
schen 1933 und 1938 ausgebürgert worden sind, und 
daher vom Wiedererwerb der österreichischen 
Staatsangehörigkeit am 27. April 1945 nicht erfaßt 
wurden. Durch § 2 ist ihnen anläßlich der Ein- 
gliederung Österreichs mit Wirkung vom 13. März 



1938 die deutsche Staatsangehörigkeit verliehen 
worden. Soweit der Fortbestand der so erworbenen 
deutschen Staatsangehörigkeit über die Wieder- 
herstellung Österreichs hinaus dem Willen der 
Betroffenen entsprach, würde ihre Einbeziehung in 
§ 1 Satz 2 des Gesetzentwurfs mit Art. 16 Abs. 1 
GG nicht vereinbar sein. § 5 sieht für sie eine Son- 
derregelung vor. 

Auf Empfehlung des Ausschusses für auswärtige 
Angelegenheiten wurde das Wort „verloren“ durch 
das Wort „erloschen“ ersetzt und die Fassung des 
Satzes 2 dieser Änderung angepaßt. Auch in den 
übrigen Bestimmungen des Entwurfs wurden die 
Worte „Verlust“ und „verloren“ entsprechend ab- 
geändert, weil nach der Überzeugung der Mehrheit, 
wie oben ausgeführt, der im Zeitpunkt der Wieder- 
herstellung Österreichs eingetretene Untergang der 
deutschen Staatsangehörigkeit keinen Verlust im 
Sinne des Art. 16 Abs. 2 darstellt, sondern die 
automatische Folge der Änderung des völkerrecht- 
lichen Status Österreichs war. 

Der österreichische Staat ist am 27. April 1945 
wiederhergestellt worden. Demgemäß war das 
Erlöschen der deutschen Staatsangehörigkeit schon 
für den Ablauf des 26. April 1945 auszuspreehen. 
Auch an sonstigen Stellen wurde dieses Datum 
geändert. 

Bezüglich der in Deutschland verbliebenen frü- 
heren „Anschluß“-Deutschen wurde sowohl im 
Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
als auch im Ausschuß für Angelegenheiten der in- 
neren Verwaltung anfänglich die Forderung erho- 
ben, sie kraft Gesetzes deutsche Staatsangehörige 
bleiben zu lassen und denen, die dieses Ergebnis 
nicht wollen, ein Ausschlagungsrecht zu eröffnen. 
Dieser Forderung lag die Befürchtung zugrunde, 
daß die Diskontinuität des Besitzes der deutschen 
Staatsangehörigkeit, zu der die Regelung der Re- 
gierungsvorlage führt, Rechtsnachteile mit sich 
bringen würde. Die Befürchtung ist aber unbegrün- 
det, weil der Wiedererwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt 
ihres Erlöschens erfolgt, so daß lediglich der 
Rechtsgrund für ihren Besitz wechselt, während 
diejenigen, die von dem Recht zum Wiedererwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit Gebrauch 
machen, behandelt werden, als ob sie immer deut- 
sche Staatsangehörige gewesen wären. Ob mit der 
Abgabe der den Wiedererwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit bewirkenden Erklärung der 
Verlust der österreichischen Staatsangehörigkeit 
verbunden sein wird, und ob diese Folge auch im 
Falle des kontinuierlichen Bestandes der deutschen 
Staatsangehörigkeit eingetreten wäre, ist eine 
Frage des österreichischen Rechtes. Der Antrag 
wurde später fallengelassen. 

Im Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung wurde ferner vorgeschlagen, die Frage 
durch Gewährung der Doppelstaatsangehörigkeit 
an die in Deutschland lebenden Österreicher zu 
lösen, die unter § 1 Satz 2 des Entwurfs fallen. 
Man verwies dabei auf die Tatsache, daß in Süd- 


deutschland an der schweizerischen und österrei- 
chischen Grenze schon früher häufig dortige Be- 
wohner Doppelstaatsangehörigkeit besessen hätten. 
Bei aller Würdigung der ausgleichenden Tendenz 
dieses Vorschlages konnte sich die Mehrheit hierzu 
nicht verstehen, weil sie jede Regelung vermieden 
wissen wollte, die als Versuch ausgelegt werden 
könnte, das österreichische Staatsvolk noch weiter 
in Anspruch zu nehmen. 

Zu § 1 a 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung hat diese Bestim.mung eingefügt, um 
klarzustellen, daß die Frauen, die am 13. März 1938 
Österreicherinnen waren, aber während der Ein- 
gliederung Österreichs einen deutschen Staatsange- 
hörigen geheiratet haben, der am 13. März 1938 
nicht Österreicher war, deutsche Staatsangehörige 
geblieben sind. Seit der Eheschließung beruhte ihre 
deutsche Staatsangehörigkeit nicht mehr auf der 
Eingliederung Österreichs, sondern auf der deut- 
schen Staatsangehörigkeit des Ehemannes (§ 6 des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes). Sie sind 
daher von der Wiederherstellung Österreichs nicht 
betroffen worden. 

Zu § 2 

Der Kreis der Erklärungsberechtigten wird be- 
grenzt durch das Erfordernis des dauernden Auf- 
enthaltes in Deutschland; er muß in den Fällen des 
Abs. 1 seit dem 26. April 1945, in denen des Abs. 2 
seit Eheschließung, Geburt oder Legitimation be- 
stehen und bis zur Abgabe der Erklärung an- 
dauern. Vorübergehende Abwesenheit von Deutsch- 
land, z. B. zum Verwandtenbesuch oder zu Kur- 
zwedcen, bedeutet keine Unterbrechung des 
dauernden Aufenthaltes. Der Grund der Abwesen- 
heit ist nur insofern von Bedeutung, als sich aus 
ihm die Absicht baldiger Rückkehr ergeben muß. 

Im Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht sowie im Ausschuß für Angelegenheiten der 
inneren Verwaltung ist der Antrag gestellt wor- 
den, den Stichtag, seit dem man seinen dauernden 
Aufenthalt in Deutschland haben muß, um erklä- 
rungsberechtigt zu sein, hinauszuschieben, da sonst 
infolge der damaligen kriegsbedingten Erschwernis 
oder gar Unmöglichkeit freier Aufenthaltsnahme 
die Absicht des Gesetzgebers, dem individuellen 
Willen Rechnung zu tragen, nicht ausreichend ver- 
wirklicht werden würde. Als neuer Stichtag wurde 
der Tag des Inkrafttretens des Grundgesetzes vor- 
geschiagen, weil bis dahin die wesentlichen Er- 
schwernisse beseitigt gewesen sein dürften, aber 
auch weil man diejenigen früheren „Anschluß“- 
Deutschen, die zur Zeit des Inkrafttretens des 
Grundgesetzes in Deutschland lebten und deutsche 
Staatsangehörige bleiben wollten, in ihrem 
Glauben an die verfassungsrechtlichen Garantien 
schützen zu müssen meinte. Der Antrag wurde mit 
Rücksicht auf das mangelnde Einverständnis der 
(österreichischen Regierung abgelehnt, zumal der 
Eindruck erweckt werden könnte, als ob die Ein- 
gliederung Österreichs über den 26. April 1945 
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hinaus Bestand gehabt hätte. Die Härtefällc, die 
ihre Ursache in den besonderen Schwierigkeiten 
der Nachkriegslage haben, finden in § 4 Berück- 
sichtigung. Außerdem soll den Staatsangehörig- 
keitsbehörden nahegelegt werden, Einbürgerungs- 
anträge z. B. von nicht selbst erklärungsberechtig- 
ten Familienangehörigen wohlwollend, auch hin- 
sichtlich der Gebühren, zu behandeln. 

Der erste Halbsatz in Abs. 1 des Regierungs- 
entwurfs wurde dem Vorschlag des Bundesrates 
gemäß gestrichen, weil es verwaltungsmäßig 
schwierig ist, in einer so großen Zahl von Fällen 
den Willen der Betroffenen nachzuprüfen. 

Abs. 2 a wurde eingefügt, um klarzustellen, daß 
Personen, die zwischenzeitlich eingebürgert wor- 
den sind oder auf andere Weise die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben haben, nur bis zu diesem 
Zeitpunkt ihren dauernden Aufenthalt in Deutsch- 
land gehabt haben müssen. 

In Abs. 3 wurden die Worte „zur Folge hat“ 
ersetzt durch die Worte „zur Folge hatte“. Diese 
Änderung will den Gesetzestext an § 4 des Ersten 
Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsange- 
hörigkeit anpassen und damit verdeutlichen, daß 
die jeweilige Rechtslage im Zeitpunkt der Erfül- 
lung des Verlusttatbestandes maßgeblich ist. 

Abs. 4 entspricht dem § 6 des genannten Gesetzes. 
Die Aufnahme dieser Bestimmung hat damals der 
Bundesrat gewünscht. 

Wegen der Anregung des Bundesrates, rechts- 
kräftige verwaltungsgerichtliche Urteile, durch die 
in der Vergangenheit einzelne von § 1 Satz 2 er- 
faßte Personen als deutsche Staatsangehörige an- 
erkannt worden sind, aufrechtzuerhalten, wird auf 
§ 7 a verwiesen. 

Zu § 3 

Die Frauen, für die § 3 eine Sonderregelung 
trifft, gehören nicht zu den Personen, die am 
13. März 1938 Österreicher waren. Sie haben aber 
während der Zeit der Zugehörigkeit Österreichs 
zum Deutschen Reich Angehörige dieses Persunen- 
kreises geheiratet. Wenn sie auch, da ihre Ehe- 
männer im Zeitpunkt der Eheschließung die 
deutsche Staatsangehörigkeit besaßen, über die 
Eheschließung hinweg deutsche Staatsangehörige 
geblieben sind, so beruhte doch ihre deutsche 
Staatsangehörigkeit seitdem auf der des Eheman- 
nes (§ 6 des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes). Dementsprechend hat der Bundesrat den 
Standpunkt vertreten, die Staatsangehörigkeit die- 
ser Frauen dürfe nicht anders behandelt wcrdc^n 
als die ihrer Ehemänner. Andererseits hat sich im 
Anschluß an eine Entscheidung des Bundesgerichts- 
hofes vom 4. Oktober 1951 (BGH Z 3 S. 178 ff.) 
bezüglich dieser Frauen eine gegenteilige Verwal- 
tungspraxis herausgebildet; sie werden spätestens 
seit April 1952 als deutsche Staatsangehörige an- 
erkannt, wenn sie ihren dauernden Aufenthalt 
über den 26. April 1945 hinaus in Deutschland be- 
halten haben. Da mit Rücksicht auf die besonders 


enge Beziehung dieser Frauen zu Deutschland Ein- 
wendungen hiergegen nicht erhoben worden sind, 
bestand keine Notwendigkeit, auch ihre deutsche 
Staatsangehörigkeit als mit Ablauf des 26. April 
1945 erloschen zu erklären. Vielmehr wurde die 
Fassung der Regierungsvorlage beschlossen, um 
der erwähnten Rechtsprechung und Verwaltungs- 
übung die gesetzliche Grundlage zu geben. Hier- 
nach ist die deutsche Staatsangehörigkeit dieser 
Frauen nur erloschen, wenn sie am 26. April 1945 
ihren dauernden Aufenthalt außerhalb Deutsch- 
lands hatten oder ihn vor dem 1. Mai 1952, dem 
Zeitpunkt ihrer Anerkennung als deutsche Staats- 
angehörige, in das Ausland verlegt haben. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung hat der Regierungsvorlage einen 
Satz 2 angefügt, der den Frauen, deren Staats- 
angehörigkeit hiernach erloschen ist, ein Erklä- 
rungsrecht nach § 2 Abs. 1 einräumt, wenn sie seit 
dem 1. Januar 1955 ihren dauernden Aufenthalt 
in Deutschland haben. 

Zu § 4 

Die Bundesregierung hat es für erforderlich ge- 
halten, die Personen, die durch Kriegsgefangen- 
schaft oder Internierung verhindert waren, recht- 
zeitig dauernden Aufenthalt in Deutschland zu 
nehmen, so zu stellen, als ob sie in der Betätigung 
ihres Willens frei gewesen wären. Nach dem Vor- 
schlag des Ausschusses für Heimatvertriebene sol- 
len den Kriegsgefangenen diejenigen gleichgestellt 
werden, die nach dem 28. April 1945 im Anschluß 
an Flucht, Vertreibung, Ausweisung oder Aussied- 
lung in Deutschland dauernden Aufenthalt genom- 
men haben oder nehmen, weil auch sie durch von 
ihnen nicht zu vertretende Umstände an rechtzei- 
tiger Übersiedlung nach Deutschland verhindert 
waren. Es handelt sich vorwiegend um Österreicher, 
die nach dem 1. Weltkriege nicht im Gebiet der Re- 
publik Österreich, sondern in anderen Teilen der 
früheren Doppelmonarchie, insbesondere in der 
Tschechoslowakei gelebt haben. Nach dem Ver- 
trage von St. Germain konnten diese „Altöster- 
reicher“ für die Österreichische Staatsangehörig- 
keit optieren, auch wenn sie ihren Wohnsitz in 
den von Österreich abgetrennten Gebieten behal- 
ten hatten. Sie haben am 13. März 1938 die 
deutsche Staatsangehörigkeit durch die Einglie- 
derung Österreichs erhalten. Nach dem 2. Welt- 
kriege mußten viele von ihnen ihren Wohnsitz 
aufgeben. 

Diese Personengruppen werden behandelt, als 
ob sie rechtzeitig in Deutschland Aufenthalt ge- 
nommen hätten. Daß sie bis zur Abgabe der Er- 
klärung ununterbrochen in Deutschland geblieben 
sein müssen, braucht nach Auffassung des Aus- 
schusses für Angelegenheiten der inneren Verwal- 
tung nicht ausdrücklich wiederholt zu werden. 

Da aber auch die nach dem Vorschlag des Aus- 
schusses für Heimatvertriebene ergänzte Regie- 
rungsvorlage noch eine Reihe von Fällen unberück- 



sichtigt läßt, in denen die Nachkriegsverhältnisse 
der freien Wahl des Niederlassungsortes Grenzen 
setzten, hat der Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht nochmalige Verhandlungen mit 
der österreichischen Regierung angeregt, die die 
nunmehrige Fassung des § 4 Abs, 1 Satz 1 zur 
Folge hatten. Auf Grund dieser Bestimmung ist 
z. B. erklärungsberechtigt, wer wegen fehlender 
Einreise- oder Aufenthaltserlaubnis zunächst außer- 
halb Deutschlands verbleiben mußte, aber auch, 
wem es aus persönlichen Gründen wie Krankheit 
oder Unmöglichkeit der Mitnahme des Hausrats 
erschwert war, seit dem 26. April 1945 dauernden 
Aufenthalt in Deutschland zu haben. 

Abs. 1 berücksichtigt die gekennzeichneten Tat- 
bestände für originär Erklärungsberechtigte. Für 
die aus abgeleitetem Recht erklärungsberechtigten 
Frauen und Kinder, die infolge einer entsprechen- 
den Erschwernis die Aufenthaltsvoraussetzung des 
§ 2 Abs. 2 nicht erfüllen konnten, geschieht dies 
durch § 4 Abs. 2. 

Zu § 5 
A b s. 1 

§ 5 betrifft einen Personenkreis, der nicht durch 
die Eingliederung Österreichs die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben hat, sondern nur anläß- 
lich dieses Ereignisses. Seine Angehörigen waren 
in den Jahren 1933 bis 1938 ausgebürgert worden 
und besaßen daher am 13. März 1938 nicht die 
österreichische Staatsangehörigkeit. 

Soweit sich unter ihnen Personen befinden, die 
keine Beziehungen zum damaligen Deutschland 
hatten und daher die deutsche Staatsangehörig- 
keit nicht erwerben wollten, sind sie nicht deutsche 
Staatsangehörige geworden, weil nach anerkann- 
tem Völkerrecht niemandem gegen seinen Willen 
eine Staatsangehörigkeit aufgezwungen werden 
darf, soweit es sich nicht um vom Völkerrecht als 
Anknüpfungspunkte gebilligte Tatbestände han- 
delt. 

Der Bundesrat hielt eine Regelung hinsichtlich 
des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit 
durch diese Personengruppe nicht für nötig und 
schlug die Streichung des Abs. 1 der Regierungs- 
vorlage vor. Er verwies dabei auf die den Ver- 
waltungsbehörden erwachsende Schwierigkeit, 
einen solchen gegenteiligen Willen festzustellen. 
Bei aller Würdigung dieses Einwandes hielt es der 
Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Ver- 
waltung für rechtlich geboten, dem damaligen 
Willen dieser Personen ausschlaggebende Bedeu- 
tung beizumessen. Er nahm lediglich eine sprach- 
liche Änderung vor. 

Abs. 2 

Dagegen war der Ausschuß der Überzeugung, 
daß § 5 Abs. 2 vereinfacht werden könne und da- 
her im Interesse der Verminderung von Verwal- 
tungsarbeit auch vereinfacht werden müsse. 


Nach der Begründung des Gesetzentwurfs ver- 
folgt die Bundesregierung mit dieser Bestimmung 
letztlich den Zweck, die anläßlich der Eingliede- 
rung Österreichs eingebürgerten Personen an der 
deutschen Staatsangehörigkeit nicht festzuhalten, 
wenn sie im Hinblick auf die staatsrechtliche Neu- 
ordnung Österreichs es nicht wollen. Der Ausschuß 
billigte diese Erwägung und teilte die Meinung der 
Bundesregierung, daß es aus Ordnungsgründen 
notwendig ist, die Pflicht zur Abgabe einer Er- 
klärung denen aufzuerlegen, die deutsche Staats- 
angehörige geblieben sein wollen, damit nach Ab- 
lauf der Erklärungsfrist endgültige Klarheit dar- 
über herrscht, wer sich auf § 2 Abs. 1 der Ver- 
ordnung vom 3. Juli 1938 berufen kann. 

Nach Auffassung des Ausschusses genügt es aber, 
wenn nur diese Erklärung gefordert wird. Er hat 
daher die in Abs. 2 vorgesehenen weiteren Vor- 
aussetzungen für den Fortbestand der deutschen 
Staatsangehörigkeit fallenlassen. 

Zu § 5 Abs. 3 bzw. § 5 a 

Zur Vermeidung von Auslegungsschwierigkeiten 
und im Interesse einer einheitlichen Ausführung 
des Gesetzes erschien es erforderlich, Abs. 3 des 
§ 5 ausführlicher zu formulieren. Die Neuformu- 
lierung wurde als § 5 a eingefügt. 

Zu § 6 Abs. 1 

Gemäß einer Anregung des Bundesrates wurden 
die Erklärungsfristen verlängert und die ent- 
sprechenden Daten eingesetzt. 

Zu § 7 

Die Einfügung des Wortes „entsprechend“ in 
Abs. 1, die auch der Bundesrat gewünscht hat, er- 
scheint erforderlich, da die in Bezug genommenen 
Bestimmungen zum Teil nur sinngemäß zur An- 
wendung kommen können. 

Der Zusatz „mit der Maßgabe, daß § 21 Satz 1 
auch auf solche Personen anwendbar ist, die nur 
deswegen nicht erklärungsberechtigt geworden 
sind, weil sie vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes gestorben sind“, erwies sich als notwendig, 
weil das Recht zum Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit durch Erklärung erst mit dem In- 
krafttreten des vorliegenden Gesetzes zur Ent- 
stehung kommt, während das Recht zur Ausschla- 
gung der deutschen Staatsangehörigkeit, um das 
es sich im Ersten Gesetz zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit handelt, schon vor dessen 
Erlaß bestand. 

Der zweite Halbsatz; „oder weil sie bis zu ihrem 
Tode im Gewahrsam einer fremden Macht waren 
und daher ihren Willen, in Deutschland dauern- 
den Aufenthalt zu nehmen, nicht mehr verwirk- 
lichen konnten“ wurde hinzugefügt, um zu ver- 
meiden, daß die Hinterbliebenen eines in fremdem 
Gewahrsam Verstorbenen schlechter gestellt sind 
als die Hinterbliebenen derer, die gestorben sind, 
nachdem sie in Deutschland Aufenthalt genommen 
hatten. 
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Die Abs. 1 a und 2 wurden nach dem Vorschlag 
des Bundesrates übernommen. 

Zu § 7a 

Der Bundesrat will den Eindruck vermieden 
wissen, „als ob das Gesetz beabsichtige, rechts- 
kräftige Entscheidungen nachträglich außer Kraft 
zu setzen“. „Wenn die deutsche Staatsangehörig- 
keit des Betroffenen vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes durch verwaltungsgerichtliche Entscheidung 
rechtskräftig festgestellt oder durch rechtskräftige 
verwaltungsgerichtliche Entscheidung über die Er- 
teilung eines Staatsangehörigkeitsausweises oder 
eines Heimatscheines anerkannt worden ist“, soll 
die Erklärung nach § 2 Abs. 1 als abgegeben gelten 
(Drucksache 1184 S. 9/10). 

Bei einer solchen Regelung würde jedoch einer 
Klageerhebung, die lediglich die Anerkennung als 
deutscher Staatsangehöriger zum Gegenstände 
hatte, die Bedeutung einer auf den Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit gerichteten Erklä- 
rung beigemessen werden und das Urteil, dem im 
Hinblick auf § 1 Satz 2 rechtsbegründende Wir- 
kung zukommt, würde im Zweifel den Verlust der 
österreichischen Staatsangehörigkeit zur Folge ge- 
habt haben. Da dieses Ergebnis keineswegs immer 
dem Willen des Klägers entsprechen wird, könnte 
sich die als Wohltat gedachte Aufrechterhaitung 
der Urteile als Rechtsvorlust auswirken, weil der 
Kläger nicht die Möglichkeit hatte, abzuwägen, 
welche der beiden Staatsangehörigkeiten, die sich 
nunmehr ausschließen, für ihn wichtiger ist. 

§ 7 a vermeidet jede Umdeutung früher abge- 
gebener Erklärungen und hält lediglich die rechts- 
kräftigen Entscheidungen als solche aufrecht. Ob 
damit eine Auswirkung d^r Urteile auf die öster- 
reichische Staatsangehörigkeit der Kläger ab- 
gewendet ist, muß dahingestellt bleiben. 


Die Fassung, die der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht für § 7 a empfohlen hat, 
läßt die Wirkungen der Urteile mit dem Inkraft- 
treten des Gesetzes enden, um diejenigen, die 
lediglich die Feststellung der damals bestehenden 
Rechtslage erstrebt haben, an dem durch das Ge- 
setz begründeten Recht zur Entscheidung für oder 
gegen die deutsche Staatsangehörigkeit teil- 
nehmen zu lassen. Der Ausschuß für Angelegen- 
heiten der inneren Verwaltung entschied sich je- 
doch für die Beibehaltung der deutschen Staats- 
angehörigkeit ohne zeitliche Beschränkung. 

Gemäß einer Empfehlung des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht erstreckt sich 
§ 7 a nicht auf Urteile, in denen die deutsche 
Staatsangehörigkeit nur incidenter bejaht worden 
ist, weil die Bedeutung einer solchen Incidentfest- 
stellung für den Urteilsspruch zu unterschiedlich 
ist. Steht den durch ein solches Urteil Begünstig- 
ten ein Erklärungsrecht nicht zu, so wird den 
Staatsangehörigkeitsbehörden nahegelegt, ihre et- 
waigen Einbürgerungsanträge wohlwollend zu 
prüfen. 

Da das Gericht nur die Tatsachen berücksichtigen 
kann, die sich bis zur Verkündung des Urteils oder, 
wenn das Urteil nicht verkündet worden ist, bis 
zu dessen Zustellung ereignet haben, dürfen auch 
Verlusttatbestände, die zwischen diesem Zeitpunkt 
und der Rechtskraft des Urteils erfüllt worden 
sind, nicht außer Betracht bleiben. 


Bonn, den 20. Februar 1956 

Dr. Kihn (Würzburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1184 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 20. Februar 1956 

Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

Maier (Freiburg) Dr. Kihn (Würzburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Bereinigung deutsch-österreichischer 

Staatsangehörigkeitsfragen 
- Drucksache 1184 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren 

Verwaltung 
(8. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Bereinigung deutsch-österreichischer 
Staatsangehörigkeitsfragen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Das Reichsgesetz über die Wiedervereini- 
gung Österreichs mit dem Deutschen Reich 
vom 13. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 237) 
ist gegenstandslos geworden. Die hierdurch 
auf dem Gebiete der Staatsangehörigkeit ent- 
standenen Rechtsfragen werden wie folgt ge- 
regelt: 

S 1 

Die Verordnungen über die deutsche 
Staatsangehörigkeit im Lande Österreich vom 
3 Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 790) und 
vom 30. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1072) 
werden mit Wirkung vom 27. April 1945 
aufgehoben. Wer nach Maßgabe der §§ 1, 3 
und 4 der Verordnung vom 3. Juli 1938 
oder nach Maßgabe des Artikels 1 der Ver- 
ordnung vom 30. Juni 1939 die deutsche 
Staatsangehörigkeit am 27. April 1945 beses- 
sen hat, hat sie mit Ablauf dieses Tages ver- 
loren. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Es wird festgestellt, daß das Reichsgesetz 
über die Wiedervereinigung Österreichs mit 
dem Deutschen Reich vom 13. März 1938 
(Reidisgesetzbl. I S. 237) außer Kraft ge- 
treten ist. Die hierdurch auf dem Gebiete der 
Staatsangehörigkeit entstandenen Reclits- 
fragen werden wie folgt geregelt: 

§ 1 

Die Verordnung über die deutsche Staats- 
angehörigkeit im Lande Österreich vom 
3. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 790) und 
vom 30. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1072) 
werden mit Wirkung vom 27. April 1945 
aufgehoben. Die deutsche Staatsangehörig- 
keit derer, die nach Maßgabe der §§1,3 und 
4 der Verordnung vom 3. Juli 1938 oder 
nach Maßgabe des Artikels 1 der Verord- 
nung vom 30. Juni 1939 am 26. April 1945 
deutsche Staatsangehörige waren, ist mit Ab- 
lauf dieses Tages erloschen. 
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Entwurf 


§ 2 

(1) Entsprach der Verlust der deutsche^/ 
Staatsangehörigkeit dem Willen eines Betrof- 
fenen nicht, so steht ihm das Recht zu, sie 
mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt ihres 
Verlustes durch bloße Erklärung wiederzu- 
erwerben, wenn er seinen dauernden Aufent- 
halt seit dem 27. April 1945 im Gebiet 
des Deutschen Reichs nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 (Deutschland) hat. 

(2) Das Redit auf rückwirkenden Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit durch bloße 
Erklärung haben auch 

1. Frauen, die nach dem 27. April 1945, je- 
doch vor Ablauf des 31. März 1953 einen 
Mann geheiratet haben, der die deutsche 
Staatsangehörigkeit nach Maßgabe des Ab- 
satzes 1 wieder erwüi^bt, auch wenn die Ehe 
nicht mehr besteht, 

2. nach dem 27. April 1945 ehelich geborene 
oder legitimierte Kinder, deren Vater, so- 
wie nach dem 27. April 1945 unehelich 
geborene Kinder, deren Mutter die deut- 
sche Staatsangehörigkeit nach Maßgabe des 
Absatzes 1 wiedererwirbt, 

sofern sie seit der Eheschließung oder seit der 
Geburt oder Legitimation ihren dauernden 
Aufenthalt in Deutschland haben. 


(3) Elat ein Erklärungsberechtigter nach 
dem 27. April 1945 einen Tatbestand erfüllt, 
der den Verlust der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit zur Folge hat, so erwirbt er die deut- 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

§ la 

§ 1 Satz 2 gilt nicht für Frauen, die in der 
Zeit vom 13. März 1938 bis zum Ablauf des 
26. April 1945 einen deutschen Staatsange- 
hörigen geheiratet haben, dessen deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht auf den genannten 
Bestimmungen beruhte, sowie für Kinder, 
die in der Zeit vom 13. März 1938 bis zum 
Ablauf des 26. April 1945 durch einen sol- 
chen deutschen Staatsangehörigen legitimiert 
worden sind. 


§ 2 

(1) Die Personen, deren deutsche Staats- 
angehörigkeit nach Maßgabe des § 1 Satz 2 
erloschen ist, haben das Recht, sie durch Er- 
klärung mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt 
des Erlöschens wiederzuerwerben, wenn 
sie ihren dauernden Aufenthalt seit dem 
26. April 1945 im Gebiet des Deutschen 
Reichs nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 (Deutschland) haben. 

(2) Das Recht auf rückwirkenden Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit durch Er- 
klärung haben auch 

1. Frauen, die nach dem 26. April 1945, je- 
doch vor Ablauf des 31. März 1953 einen 
Mann geheiratet haben, der die deutsche 
Staatsangehörigkeit nach Maßgabe des Ab- 
satzes i wiederer svii bt, auch v/enn die Ehe 
nicht mehr besteht, 

2. nach dem 26. April 1945 ehelich geborene 
oder legitimierte Kinder, deren Vater, so- 
wie nach dem 26. April 1945 unehelich 
geborene Kinder, deren Mutter die deut- 
sche Staatsangehörigkeit nach Maßgabe des 
Absatzes 1 wiedererwirbt, 

sofern sie seit der Eheschließung oder seit der 
Geburt oder Legitimation ihren dauernden 
Aufenthalt in Deutschland haben. 

(2 a) Wer nach dem 26. April 1945 die 
deutsche Staatsangehörigkeit erworben hat, 
ist auch dann erklärungsberechtigt, wenn er 
nach dem Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit seinen dauernden Aufenthalt 
in Deutschland aufgegeben hat. 

(3) Fiat ein Erklärungsberechtigter nach 
dem 26. April 1945 einen Tatbestand erfüllt, 
der den Verlust der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit zur Folge hatte, so erwirbt er die 
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Entwurf 

sehe Staatsangehörigkeit nur bis zum Zeit- 
punkt der Erfüllung des Verlusttatbestandes. 

(4) Das Erklärungsrecht besteht nicht, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
der Betroffene die innere oder äußere Sicher- 
heit der Bundesrepublik oder eines deutschen 
Landes gefährdet. 

§3 

Hat eine deutsche Staatsangehörige in der 
Zeit vom 13. März 1938 bis einschließlich 
27. April 1945 mit einem Mann die Ehe ge- 
schlossen, der nach Maßgabe der in § 1 Satz 2 
genannten Bestimmungen deutscher Staatsan- 
gehöriger war, und gehörte sie selbst nicht 
zu diesem Personenkreis, so hat sie die deut- 
sche Staatsangehörigkeit mit Ablauf des 
27. April 1945 verloren, wenn sie damals 
ihren dauernden Aufenthalt außerhalb 
Deutschlands hatte oder ihn vor dem 1. Mai 
1952 ins Ausland verlegt hat. 


§4 

Wer erst nach dem 27. April 1945 aus 
Kriegsgefangenschaft oder Internierung ent- 
lassen zvorden ist und seinen dauernden Auf- 
enthalt anschließend in Deutschland genom- 
men hat, steht denen gleich, die ihren dau- 
ernden Aufenthalt am 27. April 1945 in 
Deutschland hatten. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

deutsche Staatsangehörigkeit nur bis zum 
Zeitpunkt der Erfüllung des Verlusttat- 
bestandes. 

(4) unverändert 


§ 3 

Hat eine deutsche Staatsangehörige in der 
Zeit vom 13. März 1938 bis einschließlich 
26. April 1945 mit einem Mann die Ehe ge- 
schlossen, der nach Maßgabe der in § 1 Satz 2 
genannten Bestimmungen deutscher Staatsan- 
gehöriger war, und gehörte sie selbst nicht 
zu diesem Personenkreis, so ist ihre deutsche 
Staatsangehörigkeit mit Ablauf des 26. April 
1945 erloschen, wenn sie damals ihren dau- 
ernden Aufenthalt außerhalb Deutschlands 
hatte oder ihn vor dem 1. Mai 1952 ins Aus- 
land verlegt hat. Sic hat jedoch ein Erklä- 
rungsrecht gemäß § 2 Abs. 1, wenn sie seit 
dem 1. Januar 1955 ihren dauernden Aufent- 
halt in Deutschland hat. 

§ 4 

(1) Wer glaubhaft macht, daß es ihm er- 
schwert war, seinen dauernden Aufenthalt 
seit dem 26. April 1945 in Deutschland zu 
haben, wird im Rahmen dieses Gesetzes be- 
handelt, als ob er diese Voraussetzung er- 
füllte, wenn er spätestens am 23. Mai 1949 
dauernden Aufenthalt in Deutschland ge- 
nommen und ununterbrochen behalten hat. 
Das gleiche gilt für Personen, die zwar erst 
nadi dem 23. Mai 1949, aber im Anschluß 
an ihre Flucht, Vertreibung, Ausweisung 
oder Aussiedlung aus einem der in § 1 Abs. 2 
Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes vom 
19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201) ge- 
nannten Gebiete oder im Anschluß an ihre 
Entlassung aus dem Gewahrsam einer frem- 
den Macht dauernden Aufenthalt in Deutsdi- 
land genommen haben oder nehmen. 

(2) War es einer der in § 2 Abs. 2 ge- 
nannten Personen erschwert, ihren dauern- 
den Aufenthalt rechtzeitig in Deutschland 
zu nehmen, so steht ihr das Recht, die 
deutsche Staatsangehörigkeit mit Rückwir- 
kung auf den Zeitpunkt der Eheschließung, 
Geburt oder Legitimation zu erwerben, auch 
zu, wenn sie alsbald nach Wegfall des Er- 
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Entwurf 


§ 5 

(1) Wer von § 2 Abs. 1 der Verordnung 
vom 3. Juli 1938 erfaßt worden ist, hat die 
deutsche Staatsangehörigkeit nur erworben, 
wenn ihre Verleihung seinem Willen ent- 
sprach. 

(2) Besaß er die deutsche Staatsangehörig- 
keit am 27. April 1945 noch und hatte er 
damals den Willen, sie beizubehalten, so ist 
er deutscher Staatsangehöriger geblieben, 
wenn er diesen Willen ständig bekundet hat 
und innerhalb der Frist des § 6 erklärt, daß 
er den Fortbestand der deutschen Staatsange- 
hörigkeit gewollt habe. Hat er nach dem 
27. April 1945 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes seinen dauernden Aufenthalt in 
Deutschland auf gegeben, ohne zuvor einen 
Staatsangehörigkeitsausweis oder einen Reise- 
paß als deutscher Staatsangehöriger erhalten 
zu haben, so begründet das Verlasseyi 
Deutschlands die Vermutung, daß er den 
Fortbestand der deutschen Staatsangehörig- 
keit nicht gevjollt hat. Der Antrag auf Wi- 
derruf der Ausbürgerung aus dem österrei- 
chischen Staatsverband gilt als Bekundung 
eines gegenteiligen Willens. 

(3) Wer seine deutsche Staatsangehörigkeit 
von einer Person herleitet, die sie gtmuß Aib 
satz 1 erworben hat und bei Erfüllung des 
Ableitungstatbestandes noch besaß, hat das 
Recht, sie auszuschlagen. Die Ausschlagung 
hat die Wirkung, daß der Ausschlagende 
nicht deutscher Staatsangehöriger geworden 
ist. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

schwernisses ihren dauernden Aufenthalt in 
Deutschland genommen hat oder nimmt und 
behalten hat, 

§ 5 

(1) § 2 Abs. 1 der Verordnung vom 3. Juli 
1938 hat den Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit nur bewirkt, wenn deren Ver- 
leihung dem Willen des einzelnen entsprach. 

(2) Besaß er die deutsche Staatsangehörig- 
keit am 26. April 1945 noch, so ist er deut- 
scher Staatsangehöriger geblieben, wenn er 
erklärt, daß er den Fortbestand der deut- 
schen Staatsangehörigkeit gewollt hat; § 2 
Abs. 3 gilt entsprechend. 


(3) entfällt 


§ 5a 

(1) Eine Ausländerin, die nach dem 
12. März 1938 einen deutschen Staatsange- 
hörigen geheiratet hat, der die deutsche 
Staatsangehörigkeit gemäß § 5 Abs. 1 

oder 2 besaß, ist, wenn die Ehe vor dem 
1. April 1953 geschlossen wurde, durch die 
Eheschließung deutsche Staatsangehörige ge- 
worden, es sei denn, daß sie die deutsdie 
Staatsangehörigkeit ausschlägt; das Aus- 
schlagungsreclit steht auch den Frauen zu, 
die im Zeitpunkt der' Eheschließung die 
deutsche Staatsangehörigkeit besaßen. 
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Entwurf 


§6 

(1) Die ln diesem Gesetz vorgeseihenen Er- 
klärungen können nur bis zum .... (Ablauf 
von 3 Monaten nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes) abgegeben werden. Für die ge- 
mäß § 2 Abs. 2 Erklärungsberechtigten endet 
die Erklärungsfrist erst am .... (Ab- 
lauf von 6 Monaten nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes). 

(2) Jeder Erklärung^berechtigte ist befugt, 
vor Ablauf der Erklärungsfrist auf sein Er- 
klärungsrecht zu verzichten. 


§7 

(1) Für alle nach idiesem Gesetz aJbzugeben- 
den Erklärungen gelten die §§ 14 bis 21 und 
23 des Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit vom .... (Bun- 
desgesetzbl. I S.. . .); für die Ausschlagungs- 
erklärung {§ 3 Abs. 3) gilt außerdem § 22. 
Die gesetzliche Vertretung richtet sich nach 
deutschem bürgerlichen Recht. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

(2) Wer gemäß § 4 oder gemäß § 5 des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 
22. Juli 1913 (Reichsgesetzbl. S. 583) als Ab- 
kömmling eines nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 
oder 2 deutschen Staatsangehörigen deutscher 
Staatsangehöriger geworden ist, hat das 
Recht, die deutsche Staatsangehörigkeit aus- 
zuschlagen, bei Ableitung von einem gemäß 
§ 5 Abs. 2 deutschen Staatsangehörigen je- 
doch nur, wenn Geburt oder Legitimation 
vor Abgabe der gemäß § 5 Abs. 2 erforder- 
lichen Erklärung erfolgt sind. Das Ausschla- 
gungsrecht steht auch denen zu, die im Zeit- 
punkt der Legitimation die deutsche Staats- 
angehörigkeit besaßen. 

(3) Die Ausschlagung hat die Wirkung, 
daß der Ausschlagende nicht deutscher Staats- 
angehöriger geworden ist. 


§ 6 

(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Er- 
klärungen können nur bis 31. Dezember 
1956 abgegeben werden. Für die gemäß § 2 
Abs. 2, § 4 Abs. 2 und § 5 a Erklärungs- 
berechtigten endet die Erklärungsfrist erst 
am 30. Juni 1957; in den Fällen des § 4 en- 
det sie nicht vor Ablauf von sechs Monaten 
nach Aufenthaltnahme in Deutschland. 

(2) unverändert 


§ 7 

(1) Für alle nach diesem Gesetz abzugeben- 
den Erklärungen gelten die §§ 14 bis 21 und 
23 des Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit vom 22. Februar 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 65) entsprechend 
mit der Maßgabe, daß § 21 Satz 1 auch auf 
solche Personen anwendbar ist, die nur des- 
wegen nicht erklärungsberechtigt geworden 
sind, weil sie vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gestorben sind oder weil sie bis zu 
ihrem Tode im Gewahrsam einer fremden 
Macht waren und daher ihren Willen, in 
Deutschland dauernden Aufenthalt zu neh- 
men, nicht mehr verwirklichen konnten. Für 
die Ausschlagungserklärung (§ 5 a) gilt außer- 
dem § 22. Die gesetzliche Vertretung richtet 
sich nach deutschem bürgerlichen Recht. 
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Entwurf 

Beschlüsse des 8. Ausschusses 


(1 a) Wer auf Grund dieses Gesetzes die 
deutsdie Staatsangehörigkeit erworben oder 
beibehalten hat, erhält darüber eine Ur- 
kunde. 

(2) Die Verfahren bis zur Ausstellung der 
Staatsangehörigkeitsur^unAQ: sind gebühren- 
frei. 

(2) Die Verfahren einschließlich der Aus- 
stellung der Urkunde sind gebührenfrei. 


§ 7a 


Personen, die vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes ein rechtskräftiges verwaltungs- 
gerichtlidhes Urteil erstritten haben, daß sie 
infolge der Eingliederung Österreichs die 
deutsdie Staatsangehörigkeit besitzen oder 
Anspruch auf eine Staatsangehörigkeitsur- 
kunde haben, sind deutsche Staatsangehörige, 
es sei denn, daß sie nadi Erlaß des Urteils 
einen Tatbestand erfüllt haben, der den Ver- 
lust der deutschen Staatsangehörigkeit nach 
sidi zog. 

§ 8 

00 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

unverändert 

§ 9 

§ 9 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

unverändert 

• 
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